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Städtebauliches Planungskonzept Deutz-Areal in Köln-Mülheim - 
Frühzeitige Beteiligung der Dienststellen

Sehr geehrte Frau Wegmann,

im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Dienststellen zum städtebaulichen Planungskonzept für das 
Bebauungsplanverfahren Deutz-Areal in Köln-Mülheim nehme ich Stellung wie folgt:

1. Es sollte geprüft werden, ob der Bebauungsplan Nr. 7046 und die drei Fluchtlinienpläne Nr. 5097, 
5122 und 1107 durch den Bebauungsplan Deutz-Areal lediglich überplant werden sollen oder ob 
eine Aufhebung dieser bestehenden Pläne erforderlich ist. Eine reine Überplanung hätte zur Folge, 
dass bei einer späteren Aufhebung des Bebauungsplanes Deutz-Areal oder dessen 
Unwirksamkeitserklärung durch das OVG Münster die unterliegenden Pläne wieder aufleben, d.h. 
wieder Rechtsgültigkeit erlangen würden. Sollte diese Rechtsfolge nicht gewollt sein, ist eine 
Aufhebung der bestehenden Pläne in einem förmlichen Verfahren sinnvoll. Hierbei könnten die 
Aufhebungsverfahren mit der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Deutz-Areal verbunden 
werden.

2. Es kann nicht, wie unter Punkt 6.2 ausgeführt, wegen des sehr hohen Versiegelungsgrades im 
Plangebiet auf eine Eingriffs/Ausgleichsregelung verzichtet werden. Vielmehr ist gemäß § 18 Abs. 1 
BNatSchG in dem Fall, dass aufgrund der Aufstellung eines Bebauungsplanes Eingriffe in Natur 
und-Landschaft zu erwarten sind, über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den 
Vorschriften des BauGB zu entscheiden. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB wiederum bestimmt, dass 
keine Ausqleichsverpflichtunq besteht, wenn der Eingriff schon vor der planerischen Entscheidung, 
d.h. vor der Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt ist oder zulässig war. Dies bedeutet, dass 
angesichts des hohen Versiegelungsgrades im Plangebiet wahrscheinlich keine 
Ausgleichsverpflichtung besteht. Gleichwohl gilt entsprechend § 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB weiterhin 
das sog. Vermeidunqsgebot als Bestandteil der Eingriffsregelung, welches im Rahmen der 
Abwägung zu behandeln ist.

3. Da der Stadtteil Köln-Mülheim durch Fluglärm vorbelastet ist, sollte geprüft werden, inwiefern die 
Bebauung im Plangebiet hiervon betroffen ist.

4. Nach § 51a LWG besteht die Pflicht zur Versickerung von Niederschlagswasser nur für 
Grundstücke, die erstmals bebaut, befestigt oder an das öffentliche Kanalnetz angeschlossen 
werden. Da das Plangebiet einen hohen Versiegelungsgrad aufweist, spricht vieles dafür, dass . 
hiernach eine Versickerungspflicht im Plangebiet nicht besteht. Insofern ist die Formulierung unter 
Punkt 6.5 irreführend, dass ein Konzept zur möglichen Versickerung etc. von Niederschlagswasser 
unter Berücksichtigung des $ 51a LWG erarbeitet wird. Allerdings kann unabhängig von einer 
Versickerungspflicht nach § 51a LWG eine freiwillige Versickerung des Niederschlagswassers 
vorgesehen werden.

Mit freundlichen Grüßen
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